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POLITISCHE EINFLUSSNAHME AUF DIE AGRARSTRUKTUR 

von 

P. H. CARSTENSEN· 

1 Einleitung 

Das mir gestellte Thema "politische Einflußnahme auf die Agrarstruktur" ist hochaktuell, denn 
es geht um die Zukunft unserer landwirtschaftlichen Betriebe und der ländlichen Räume. Der 
Begriff "Agrarstruktur" im engeren Sinne bezieht sich in erster Linie auf die Größenstruktur 
der landwirtschaftlichen Betriebe und die räumliche Verteilung der Agrarproduktion. Agrar­
struktur und damit Agrarstrukturpolitik umfassen aber nach modernem Verständnis mehr, 
nämlich auch die Art und Gestaltung der ländlichen Kulturlandschaft und der natürlichen Pro­
duktionsbedingungen. Ich komme auf dieses Verständnis von integraler Agrarstrukturentwick­
lung oder Länderentwicklung noch zulÜck. 

Doch zunächst zulÜck zum betriebsbezogenen Strukturbegriff. Die Größenstruktur der Be­
triebe hat wesentlichen Einfluß auf die Einkommenssituation und damit auf die Existenzfähig­
keit der Betriebe. Ungünstige Betriebsstrukturen bedeuten höhere Produktionskosten. Das 
heißt im Umkehrschluß: Die Hauptkonkurrenten auf den Märkten verdienen mehr pro Pro­
dukteinheit. Insbesondere über eine Verbesserung der Betriebsstrukturen läßt sich daher das 
politische Ziel, der Land- und Forstwirtschaft eine gleichrangige Teilnahme an der allgemeinen 
Einkommens- und Wohlstandsentwicklung zu ermöglichen, erreichen. 

2 AgrantruktureUe Situation in Deutschland 

Die strukturelle Situation in Deutschland ist durch teilweise beträchtliche Unterschiede zwi­
schen dem Osten und dem Westen gekennzeichnet. Die Bandbreite der Agrarstrukturen be­
wegt sich zwischen Kleinstbetrieben im Südwesten und großbetrieblichen Strukturen im Osten 
Deutschlands. 

Die Landwirtschaft in den alten Bundesländern weist trotz des anhaltenden Strukturwandels 
deutliche strukturelle Nachteile im Vergleich zu den übrigen nördlichen Mitgliedstaaten der 
EU auf Zwar hat sich die durchschnittliche jährliche Abnahmerate deutlich erhöht. Sie betrug 
von 1981 bis 1985 noch 2 Prozent, erhöhte sich 1985 bis 1989 auf2,6 Prozent und erreichte 
1990 bis 1994 dann 3,3 Prozent. Dennoch ist die Landwirtschaft im Westen nach wie vor von 
einem hohen Anteil von Betrieben mit geringer Flächenausstattung, kleinen Nutztierbeständen 
und niedrigem Spezialisierungsgrad gekennzeichnet. 

In den neuen Bundesländern hat sich in filnf Jahren die Agrarstruktur drastisch verändert. Die 
Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe ist von 5 100 auf 28000 Betriebe gestiegen. Aus den 
ehemaligen LPGen haben sich Unternehmen unterschiedlichster Betriebs- und Rechtsformen 
entwickelt, wobei die Umstrukturierung noch nicht abgeschlossen ist. Betrachtet man nur die 
durchschnittlichen Betriebsgrößen mit rd. 48 ha in den landwirtschaftlichen EinzeIunterneh­
men, rd. 470 ha in den Personengesellschaften und über 1 000 ha in den juristischen Personen, 
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so könnte die Betriebsstruktur in den neuen Bundesländern auch im europäischen Vergleich 
als durchaus konkurrenzfähig bezeichnet werden. 

Die strukturellen Probleme sind hier jedoch ganz anderer Art. Sie sind durch 

hohen Pachtlandanteil, 

teilweise hohe Altschuldenbelastung und 

überaltertes, ineffizientes Anlagevermögen, 

offene Fragen im Zusammenhang mit der Vermögensauseinandersetzung, 

eine niedrige Veredlungsdichte und 

ausgeräumte Landschaften 

gekennzeichnet. 

Hier kommt es darauf an, durch die Agrarstrukturpolitik mehr betriebliche und landschaftsbe­
zogene Vielfalt zu erreichen. Mit der Herstellung der deutschen Einheit hat die strukturpoliti­
sche Diskussion also eine neue Dimension erreicht. Auch die durch die Agrarreform sowie 
durch das GATT geänderten agrarpolitischen Rahmenbedingungen haben hierzu beigetragen. 

3 Aktive Agrarstrukturpolitik im Sinne von moderner Landentwicklung 

Die strukturpolitischen Kernfragen lauten: 

Welchen Beitrag kann die Agrarpolitik zur Beseitigung der strukturpolitischen De­
fizite in den alten Bundesländern sowie zur Überwindung der strukturellen Anpas­
sungsprobleme in den neuen Bundesländern leisten? 

Kann die Agrarstrukturpolitik angesichts der großen strukturellen Unterschiede in 
Deutschland auf eine einheitliche Grundlage gestellt werden? 

Wie kann das agrarpolitische Ziel, eine flächendeckende Landbewirtschaftung zu 
erhalten, angesichts steigender Flächenproduktivität, stagnierender Nachfrage nach 
Nahrungsmitteln und zunehmender Spezialisierung verwirklicht werden? 

Dahinter steht die Grundsatzfrage, welchen Beitrag Agrarpolitik leisten kann und sollte, um 
die strukturelle Anpassung der Landwirtschaft zu beeinflussen. 

Hierbei gibt es nur zwei Möglichkeiten des Vorgehens, 

entweder mehr Markt, d.h. mehr Freiraum und Verantwortung fiir den landwirtschaft­
lichen Unternehmer, 

oder mehr staatliche Ordnung, d.h. mehr Verantwortung der politisch Handelnden fiir 
die Entwicklung der einzelnen Unternehmen. 

Es wäreeinfiu:her fiir die Politik, sich aus der gestaltenden Einflußnahme zurückzuziehen und 
die Entwicklung der Landwirtschaft den Marktkräften zu überlassen. Dieser Weg hätte den 
Charme, daß der Markt in effizienter Weise den betrieblichen Ausleseprozeß steuern würde 
und knappe staatliche Gelder gezielter fiir den sozialen und technischen Fortschritt eingesetzt 
werden könnten. Die Diskussion über Struktumachteile - so die Befiirworter - würde sich 
nach relativ kurzer Zeit von selbst erledigen. Eine solche, allein von den Marktkräften diktierte 
Strukturanpassung wäre mit dem Preis sozialer Härten und eines Rückzuges der Landwirt-
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schaft aus einer Reihe von Regionen verbunden. Ich halte eine Politik der Nichteinmischung 
weder fur verantwortbar, weil sie eine Abkehr von dem bisher praktizierten sozialverträglichen 
Strukturwandel wäre, noch fur sachgerecht, weil sie der mehrdimensionalen Funktion der 
Landwirtschaft nicht gerecht würde. Eine zukunftsorientierte, die Belange von Ökonomie und 
Ökologie berücksichtigende Agrarstrukturpolitik im Sinne von moderner Landentwicklung hat 
das gesamte Aufgabenspektrum der Landwirtschaft im Auge zu halten. Dieses reicht weit über 
die Funktion der Nahrungsmittelproduktion hinaus. Es schließt die Landschaftspflege sowie 
den ländlichen Tourismus ein und trägt zur Auslastung der Infrastruktur im ländlichen Raum 
bei. Mit anderen Worten: Es geht nicht mehr nur um die Landwirtschaft als Nahrungsprodu­
zent, sondern um eine geordnete Landbewirtschaftung zum Nutzen der gesamten Bevölke­
rung, insbesondere der Bewohner des ländlichen Raums. Hierzu muß die einzelbetriebliche 
und überbetriebliche Agrarstrukturpolitik ihren wesentlichen Beitrag leisten. Orientiert an die­
sem gewandelten Verständnis von Agrarstruktur haben sich die Schwerpunkte der EU- und 
nationalen Strukturforderung verändert. 

4 Strukturwirkungen der verschiedenen agrarpolitischen Instrumente 

Direkte oder indirekte Strukturwirkungen entwickelt jedoch nicht allein die Strukturforde­
rung. Auch die Agrarmarktpolitik, die Agrarsozialpolitik, die Agrarumweltpolitik wie auch 
weitere Politikbereiche wie das Steuerrecht, das Bodenverkehrsrecht, das Erbrecht usw. be­
einflussen die Agrarstrukturentwicklung in nachhaltiger Weise. Sie können den Strukturwan­
del hemmen oder verstärken. Denken wir nur an die Garantiemengenregelung Milch: Die 
Mi1chquote ist das zentrale Instrument der Milchmarktordnung, zugleich stabilisiert sie die 
Strukturentwicklung mi1cherzeugender Betriebe in Grünlandgebieten. 

Agrarreform und Blairhouse-Abbkommen haben durch die flächenbezogenen Ausgleichszah­
lungen günstige Bedingungen fur Marktfruchtbetriebe geschaffen und sind ein stabilisierendes 
Element. Dies ist - neben anderen Ursachen - einer der wesentlichen Gründe dafur, daß sich in 
den neuen Bundesländern die Ackerbaubetriebe insgesamt günstiger entwickelt haben, wäh­
rend die Veredlung stark rückläufig ist. Eine wichtige Aufgabe der Politik besteht deshalb 
darin, die verschiedenen agrarpolitischen Instrumente sorgfältig auf ihre strukturellen Wirkun­
gen zu überprüfen und aufeinander abzustimmen. Hierzu gehört es, sowohl im EU-Rahmen als 
auch auf nationaler Ebene gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen. 

Lassen Sie mich als Zwischenfazit feststellen: Für mich stellt sich nicht die Frage, ob die Poli­
tik Einfluß auf die Agrarstruktur nehmen soll, sondern wie und in welcher Richtung die Politik 
ihren Einfluß geltend machen soll. Die oftmals emotional gefuhrte ,,Leitbilddiskussion" hat 
nicht nur positive Wirkungen entfaltet. Sie hat teilweise zur Verunsicherung gefuhrt und uner­
fullbare Erwartungen begründet. Daher sollten andere sachbezogene Kriterien fur die Struk­
turförderung gewählt werden. Oberstes Ziel der Agrarpolitik ist es, Rahmenbedingungen zu 
setzen, damit fähige, kreative Landwirte erfolgreich sein können. 

Die Landwirtschaft muß sich auf die Herausforderungen angemessen einstellen und ihre Ent­
wicklung selbst in die Hand nehmen. Dabei muß und will die Agrarpolitik bestimmte Orientie­
rungen geben. Dies tut die Bundesregierung, indem Sie eine vielseitig strukturierte, leistungs­
fähige Landwirtschaft, die nach bäuerlichen Prinzipien wirtschaftet, in den Mittelpunkt ihrer 
Politik und damit auch ihrer Agrarstrukturforderpolitik gestellt hat. Klar ist: Die Verant­
wortung fur Einkommen und Zukunftsperspektiven liegt bei den Betriebsleitern und ihren 
Familien. Diese Verantwortung kann und will ihnen die Politik nicht abnehmen. "Hilfe zur 
Selbsthilfe" lautet die Devise. Die Betriebsleiter wissen aus ihrer individuellen Situation und 
aus der Einschätzung der Marktentwicklung am besten, wo und was investiert und rationali­
siert werden soll. Die Politik kann und muß fur die dazu notwendigen Investitionen Anreize 
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geben, sofern die Betriebe hierzu wegen Kapita1mangels oder zu hoher Kapitalmarktkosten 
nicht aus eigener Kraft fahlg sind. 

5 Verbesserte einzelbetriebliche Investitionsförderung 

Die in diesem Jahr umgesetzte Vereinfachung, Verbesserung und finanzielle Verstärkung der 
einzelbetrieblichen InvestitionsfOrderung ist daher ein wichtiger Schritt in die richtige Rich­
tung. Eckpunkt des neuen Agrarinvestitionsforderungsprogramms ist die Aufteilung in kleine­
re und größere Investitionen. Kleinere Investitionen bis 150000 DM werden nach vereinfach­
ten Vorschriften und mit Zinsverbilligungen gefordert. Größere Investitionen bis 1,5 Mio. DM 
je Unternehmen werden mit höheren Anforderungen, über Zuschüsse und Zinsverbilligungen 
gefordert. Hemmende Obergrenzen, beispielsweise in der Förderung der Aufstockung der 
Milchkuhhaltung sowie bei der Prosperitätsgrenze, wurden angehoben. Mit der Anhebung der 
Obergrenzen soll erreicht werden, daß mit der Förderung mögliche Kostendegressionseffekte 
ausgeschöpft werden können. Ein wichtiger Aspekt ist es ferner, die Landwirtschaft bei der 
Erschließung neuer Einkommensquellen zu unterstützen. Ich bin der Überzeugung, daß mit 
dem neuen Agrarinvestitionsforderungsprogramm das geeignete Instrument zur Verfiigung 
steht, die Strukturforderung in Deutschland auf eine einheitliche Grundlage zu stellen. 

Die Notwendigkeit einer Vereinheitlichung ergibt sich schon allein aus rechtlichen Gründen, 
denn die EU-rechtlichen Sonderregelungen tUr die neuen Bundesländer laufen 1996 aus. Ich 
halte die Vereinheitlichung aber auch tUr gerechtfertigt und geboten. Gerechtfertigt, weil bei 
der strukturellen Anpassung in den neuen Länder der schwierigste Teil des Weges bewältigt 
ist. Die vergleichsweise günstige Gewinnsituation in den neuen Bundesländern, vor allem in 
Einzelbetrieben und Personengesellschaften, mag dies belegen. Geboten, weil im Berufsstand 
nach tUnf Jahren deutscher Einheit unterschiedliche Förderregime immer weniger konsensfahlg 
sind. Ich betone jedoch, in den neuen Bundesländern ist der strukturelle Anpassungsprozeß 
noch nicht abgeschlossen. Vor einer Vereinheitlichung der Förderinstrumente ist die struktu­
relle Situation in Deutschland sorgfältig zu analysieren. Auf die besonderen Belange der 
Agrarstruktur in den neuen Ländern muß Rücksicht genommen werden. Dort wird es auch 
weiterhin Neugrundungen von Betrieben geben. Dem muß die künftige Förderung gerecht 
werden. 

6 Förderpolitische Vorgaben der Europäischen Union 

Wie das Beispiel der Sonderregelungen tUr die neuen Bundesländer zeigt, ist die nationale 
Agrarpolitik nicht frei, sondern hat sich an die fOrderpolitischen Vorgaben der Europäischen 
Union zu halten. So hat die Bundesregierung bei der Novellierung der Brüsseler Effizienzver­
ordnung in der Frage der Fördergrenzen nicht alles umsetzen können, was sie tUr richtig hielt. 
Deutschland drängte auf einen Verzicht der Fördergrenzen in der Milchviehhaltung, zumindest 
aber auf eine deutlichere Anhebung. Diese Initiative ist leider in der Europäischen Union nicht 
konsensflihig gewesen. Die inhaltliche Einflußnahme der Gemeinschaft auf die Förderung der 
Agrarstrukturentwicklung vollzieht sich auf dreierlei Weise: 

durch Vorgabe von Förderzielen, d.h. durch die Setzung von Prioritäten, 

durch Begrenzung dessen, was gefOrdert werden kann, und dort 

durch das Setzen von Anreizen, indem die Gemeinschaft anbietet, bestimmte Maßnah­
men mitzufinanzieren. 

Attraktiven Mitfinanzierungsangeboten kann sich auf Dauer kein Mitgliedstaat entziehen. 
Während die EU so einerseits ihre strukturpolitischen Zielvorstellungen durchzusetzen und 
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden sucht, räumt sie andererseits einen gewissen nationa­
len Spielraum tUr strukturpolitische Maßnahmen ein. Dieser wird durch zwei EG-rechtlich 
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anerkannte Prinzipien gesichert: dem Prinzip der Partnerschaft und dem Prinzip der Subsidiari­
tät. 

Diese Prinzipien bieten den Mitgliedstaaten und Regionen Spielraum rur die Ausrichtung und 
Gestaltung der Fördermaßnahmen entsprechend den regionalen Bedürfuissen. Insbesondere 
das Prinzip der Subsidiarität gilt es im Interesse einer zielgerichteten, effektiven und effizienten 
Förderpolitik zu stärken. 

Strukturwandel ist notwendige Voraussetzung rur die Entwicklung leistungstahiger Betriebe. 
Nur eine leistungsfähige Landwirtschaft kann die Aufgaben erfiillen, die die Gesellschaft er­
wartet. Dieser Leistungsbegriff umfaßt auch diejenigen gesellschaftlichen und kulturellen Lei­
stungen, die weit über die Erzeugung qualitativ hochwertiger Nahrungsmittel zu günstigen 
Preisen hinausgehen. 

7 Agrarpolitik sichert tlächendeckende Landwirtschaft und trägt zur Attraktivität 
lindlicher Gebiete bei 

Besondere Leistungen der Landwirtschaft rur die Erhaltung und Pflege der Kulturlandschaft 
sowie rur den Umwelt- und Naturschutz können nur erbracht werden, wenn sie entsprechend 
honoriert werden. Im Rahmen der sogenannten flankierenden Maßnahmen zur GAP-Reform 
gewährt die Agrarpolitik daher Prämienanreize rur die 

Einfiihrung und Beibehaltung bestimmter umweltgerechter landwirtschaftlicher Pro­
duktionsverfahren, 

rur landschaftspflegerische Leistungen sowie 

rur die Aufforstungsforderung. 

Allein in Deutschland werden rur Agrarumweltprogramme in den Jahren 1993 bis 1997 rd. 
3,5 Mrd. DM an Fördermitteln bereitgestellt. Die Agrarpolitik leistet damit einen wesentlichen 
Beitrag, die Landbewirtschaftung in der Fläche zu erhalten. Wir wollen keine "Inselland­
wirtschaft" höchster Intensität, die sich allein an ökonomischen Maßstäben orientiert und aus­
schließlich der betriebswirtschaftlichen Optimierung folgt. 

Diese Art von Landwirtschaft - konzentriert auf "intensiv bewirtschaftete Agrarinseln" -
könnte den Erhalt einer abwechslungsreichen Kulturlandschaft und die Pflege eines attraktiven 
Landschaftsbildes nicht mehr leisten, würde ihrer sozialen und gesellschaftspolitischen Dimen­
sion nicht gerecht und stände nicht im Einklang mit den Wünschen und Vorstellungen unserer 
Gesellschaft. Statt dessen setzen wir auf den Erhalt der Landwirtschaft in allen Regionen und 
an unterschiedlichen Standorten. 

Neben der Förderung im Rahmen der flankierenden Maßnahmen sichert die Agrarpolitik die 
flächendeckende Landbewirtschaftung durch die Ausgleichszulage. Damit trägt die Agrarpoli­
tik zur Erhaltung der Landwirtschaft auch an solchen Standorten bei, auf denen sie aufgrund 
der natürlichen Standortnachteile unter rein marktwirtschafltichen Bedingungen sonst aufge­
geben würde. Durch Sicherung einer flächendeckenden Landbewirtschaftung wird auch ein 
wesentlicher Beitrag geleistet, die Attraktivität der ländlichen Gebiete zu erhalten und zwar 

als Wohn- und Wirtschaftsraurn, 

als Erholungsraum sowie 

als ökologischer Ausgleichraum. 
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Diese Leistungen werden immer wichtiger. Hieran besteht kein Zweifel. Die Attraktivität und 
damit die Entwicklungschancen ländlicher Räume sind mit der Entwicklung der Landwirt­
schaft eng verknüpft. Mit der Stärkung der Leistungs- und Wettbewerbstahigkeit der landwirt­
schaftlichen Betriebe und der Sicherung einer flächendeckenden Landbewirtschaftung trägt die 
Agrarstrukturpolitik zur Erhaltung und Entwicklung der ökonomischen, ökologischen, sozia­
len und kulturellen Grundlagen der ländlichen Räume bei. 

Umgekehrt kann sich der agrarstrukturelle Wandel nur in einem funktionsfähigen ländlichen 
Umfeld reibungsfrei und ohne soziale Härten vollziehen. Nur wenn außerlandwirtschaftliche 
Arbeitsplätze in zumutbarer Entfernung vorhanden sind, kann der Übergang vom Haupt- zum 
Nebenerwerb vollzogen werden. 

Ein diversiviziertes Leistungsangebot der Landwirtschaft, die Direktvermarktung, Freizeit und 
Erholung sowie landwirtschaftliche und hauswirtschaftliche Dienstleistungen umfaßt, kann 
sich nur dann zum Einkommensstandbein entwickeln, wenn dafiir kaufkräftige Nachfrage vor­
handen ist. Betriebliche Entwicklungschancen können nur genutzt werden, wenn sich diese in 
einem zukunftsorientierten Dorfentwicklungskonzept realisieren lassen. Die Fortfiihrung ent­
wicklungstahiger landwirtschaftlicher Betriebe im Generationswechsel kann nur sichergestellt 
werden, wenn der Hofuachfolger und seine Familie die sozialen und kulturellen Bedürfuisse im 
unmittelbaren ländlichen Umfeld befiiedigen können. 

8 Integrierte landübergreifende Politik für die ländlichen Räume 

Eine ausreichende Ausstattung mit Infrastruktur im weitesten Sinne ist nicht nur Vorausset­
zung, um die ländlichen Räume fiir Gewerbe und Industrie, fiir Arbeitnehmer, fiir Apotheker 
und Arzt attraktiver zu machen. Hiervon profitieren auch unsere Bäuerinnen und Bauern. Dies 
zeigt deutlich: Agrarstruktur und ländliche Entwicklung, insbesondere die Dorfentwicklung, 
stehen in einer engen Wechselbeziehung zueinander. Hierzu bedarf es integrierter Entwick­
lungsansätze. Mit der Reform der EU-Strukturfonds im Jahre 1988 wurde die Forderung nach 
einer integrierten, fachübergreifenden Politik fiir die ländlichen Räume teilweise bereits ver­
wirklicht. Agrarstrukturpolitik und regionale Wirtschaftspolitik, Verkehrs- und Arbeitsmarkt­
politik müssen bei der Umsetzung ganzheitlicher räumlicher Entwicklungskonzepte zusam­
menwirken. 

Gerade Dorfentwicklungsmaßnahmen sind geeignete Instrumente zur integrierten Entwicklung 
ländlicher Räume. Auch andere Instrumente der Agrarstrukturpolitik leisten hierzu wichtige 
Beiträge. Flurbereinigung und andere Bodenordnungsmaßnahmen helfen, die unterschiedlichen 
quantitativen und qualitativen Ansprüche an die Landnutzung zum Ausgleich zu bringen. Mit 
wasser- und kulturbautechnischen Maßnahmen wird Hochwassergefahren begegnet und die 
Trinkwasserversorgung sowie Abwasserentsorgung im ländlichen Raum sichergestellt. Eine 
Aufgabe, die gerade in den neuen Bundesländern auf grund des Nachholbedarfs einen hohen 
Stellenwert hat. Wichtig sind hierbei die Initiativen und die Mitwirkung der betroffenen ländli­
chen Bevölkerung. Gerade die europäischen Gemeinschaftsinitiativen LEADER und INTER­
REG verfolgen dieses Ziel. 

Ich bin davon überzeugt: Der ländliche Raum hat Zukunft - und zwar mit einer leistungsstar­
ken Landwirtschaft. Gute Perspektiven im ländlichen Raum ergeben sich jedoch nicht allein 
schon deshalb, weil die Politik ·sie will. Die Menschen müssen sie vielmehr wollen. Hierzu 
brauchen sie aber die Unterstützung durch die Politik. Im Hinblick auf den sich vollziehenden 
tiefgreifenden strukturellen Anpassungsprozeß heißt fiir mich verantwortliche Politik zu be­
wahren, was möglich ist, und zu verändern, was notwendig ist. 
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Um dieser Strategie zum Erfolg zu verhelfen, sind wir als Agrarpolitiker aufgefordert, die 
notwendigen Akzente zu setzen. Dabei orientieren wir uns an der dreifachen Zielsetzung: 

gezielte Förderung der betrieblichen Weiterentwicklung als Beitrag zur Sicherung des 
Agrarstandortes Deutschland, 

Unterstützung flächendeckender Landnutzung zum Erhalt der gewachsenen Kultur­
landschaft und ihrer ökologischen Funktionen sowie 

integrale Entwicklung des ländlichen Raumes, fur die eine intakte Landwirtschaft un­
verzichtbar ist und die vor allem durch Raumordnungs-, Arbeitsmarkt-, Wirtschafts­
und Verkehrspolitik ergänzt werden muß. 

9 Zusammenfassung 

Kernfrage ist, wie und in welcher Richtung die Politik ihren Einfluß auf die Agrarstruktur 
geltend machen soll. Richtschnur muß sein, die Rahmenbedingungen zu setzen, damit fahige, 
kreative Landwirte erfolgreich sein können. Das neue AgrarinvestitionsfOrderprogramm hilft 
mit seiner vereinfachten und verbesserten Förderung den Landwirten, die notwendigen be­
trieblichen Investitionen zu tätigen. Dieses Förderprogramm ist gleichzeitig ein geeignetes 
Instrument, um die Strukturförderung in Deutschland auf eine einheitliche Grundlage zu steI­
len. Wie das Beispiel der Sonderregelungen fur die neuen Bundesländer zeigt, ist national ge­
staltende Agrarstrukturpolitik nur im Rahmen der fOrderpolitischen Vorgaben der EU mög­
lich. Dies wird auch bei der Novellierung der Btiisseler Effizienzverordnung deutlich. 

Agrarpolitik muß sich auch in Zukunft der Herausforderung stellen, flächendeckende Land­
wirtschaft zu sichern und zur Attraktivität ländlicher Gebiete beizutragen. Agrarstruktur und 
ländliche Entwicklung stehen in enger Wechselbeziehung. Dem wird nur eine integrierte, 
fachübergreifende Politik fur den ländlichen Raum gerecht. Die Reform der EU-Strukturfonds 
im Jahr 1988 hat diese Forderung aufgegriffen und zum Teil verwirklicht. 

Summary 

The key question is in what direction politics should influence the structure of agriculture. The 
guiding principle must be to set a framework such that capable and creative farmers can be 
successful. A simplified and improved new agricultural investment promotion program helps 
farmers to engage in necessary investment projects. At the same time, this program is a useful 
instrument to put structural enhancement throughout Germany on an equal footing. As the 
special treatment of the new federal states shows, a nationally designed structural policy for 
agriculture is possible only within the EU framework for structural enhancement. This is also 
highlighted through the amendment ofthe EU efficiency-ordinance. 

Agricultural policy must face the challenge and secure regional agricu1tural production and the 
attractiveness of rural areas. The fact that farm structure and rural development are c10sely 
interrelated requires an integrated and interdisciplinary policy for rural areas. In 1988, the 
reform ofEU structural fonds has taken on and in part realized this challenge. 
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